
unselbständiger 
ENTSCHLIESSUNGSANTRAG 

-

der Bundesräte Karl Bader, Korinna Schumann, Marco Schreuder 
Kolleginnen und Kollegen 

betreffend zusätzliche Maßnahmen zur Abfederung von sozialen und 
wirtschaftlichen Folgen der Corona-Krise 

eingebracht im Zuge der Debatte zu TOP 1) in der 905. Sitzung des Bundesrates 

BEGRÜNDUNG 

Die größte Gesundheitskrise unserer Zeit fordert enormen Tribut. Nicht nur die 
gesundheitlichen Auswirkungen, sondern auch die wirtschaftlichen Folgen, sind 
derzeit noch gar nicht zu beurteilen. Daher braucht es ein Bündel an Maßnahmen, 
um den sozialen Zusammenhalt zu erhalten und die wirtschaftlichen Folgen zu 
meistern. 

Die unterfertigenden Bundesrätinnen und Bundesräte stellen daher folgenden 

ENTSCHLIESSUNGSANTRAG 

Der Bundesrat wolle beschließen: 

"Die Bundesregierung wird ersucht, 

1. 

2. 

3. 

den Personalstand beim Arbeitsmarktservice rasch um bis zu 500 Planstellen 
aufzustocken, damit diese außerordentlichen Belastungen bewältigt werden 
können, 
ein zinsenloses Moratorium zumindest bis Ende des Jahres für Steuern, 
Sozialversicherungsbeiträge und Strom-/Gaslieferungen vorzusehen. 
sicherzustellen, dass Zeiten der COVID-19-Krise bei der Berechnung der 
Anspruchsdauer des Arbeitslosengeldes sowie des Berufsschutzes und des 
Einkommensschutzes nach dem Arbeitslosenversicherungsgesetz außer 

Wien, am 4. April 2020 �e �W 
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